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Vorwort

Oliver Wittke
Minister für Bauen und Verkehr
des Landes Nordrhein-Westfalen

Mit dem vorliegenden Bericht setzt 
die Landesregierung NRW die lang-
jährige Tradition fort, die Öffent-
lichkeit in regelmäßigen Abständen 
über die Entwicklung des Energie-
verbrauchs der Landesliegenschaften 
zu informieren. Der erste Teil des 
Berichtes beschreibt die Trends im 
Energie- und Wasserverbrauch, die 
zugehörigen Kosten und Emissionen. 
Der zweite Teil stellt die Umsetzung 
der baupolitischen Ziele in den Lan-
desbauten an ausgeführten Beispie-
len dar.

Auch im Jahr 2003 wurden die CO2-
Emissionen infolge Heizenergie-
verbrauch und Strombedarf in der
Gesamtbilanz aller Landesliegen-
schaften gegenüber dem Vorjahr
um ca. 19.000 t verringert. Dies re-
sultiert vor allem aus der weiteren 
Senkung des Heizenergieverbrauchs 
der Landesbauten NRW um sechs 
Prozent. 

Einen maßgeblichen Beitrag hierzu 
leisteten die Universitäten des Landes 
mit einer Reduzierung von über acht 
Prozent.

Der fl ächenbezogene Stromverbrauch 
der Landesbauten stieg analog zum 
bundesweiten Trend gegenüber 2002 
durch die immer intensivere Nutzung 
von Informations- und Kommunika-
tionstechniken um 1,9 Prozent. Der 
Mehrbedarf an elektrischer Energie 
tritt insbesondere bei hoch techni-
sierten Gebäuden auf, die gekühlt 
und klimatisiert werden müssen. Das 
Land NRW wird dieser Tendenz ent-
gegenwirken, indem es zum Beispiel 
den Stromeinsatz mit Hilfe der Ge-
bäudeautomation optimiert. 

Hervorragende Ergebnisse zeigt auch 
die Langzeitbetrachtung der Ver-
brauchsentwicklung. So konnte von 
1980 bis 2003 der mittlere fl ächen-
bezogene Heizenergieverbrauch der 

Landesbauten um ca. 30 Prozent und 
der Wasserverbrauch sogar um an-
nähernd 40 Prozent gesenkt werden. 
Dies führte kumuliert über diesen 
Zeitraum zu Einsparungen bei den 
Bewirtschaftungskosten von über 
500 Mio. Euro.

Um diese ausgezeichneten Ergebnis-
se nicht nur zu halten, sondern weiter 
auszubauen, hat das Bauministerium
eine Zielvereinbarung mit dem Bau- 
und Liegenschaftsbetrieb NRW ge-
schlossen. Damit wird die energeti-
sche Optimierung im Gebäudebe-
stand und bei Neubauten des Landes 
gezielt fortgesetzt.
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Der Bestand der Landesbauten in 
NRW umfasst zurzeit ca. 2.500 Lie-
genschaften, bestehend aus 4700 
Gebäuden mit einer Hauptnutzfl äche 
(HNF) von rund 7,7 Mio. m².

Im Wesentlichen handelt es sich dabei 
um Gebäude für:
 
� Hochschulen
� Universitätskliniken
� Verwaltungen

Die nebenstehende Abbildung zeigt 
die Anteile der wichtigsten Nutzungs-
arten an der gesamten Hauptnutzfl ä-
che der Landesbauten.

Das Land erfasst seit 1980 kontinuier-
lich die Energiedaten seiner Liegen-
schaften und führt auf dieser Grund-
lage ein systematisches Energiecon-
trolling und Benchmarking durch.

Mit dem Runderlass des Ministeri-
ums für Städtebau und Wohnen, Kul-
tur und Sport vom 19.9.2003 „Ener-

Entwicklung des Energie- und Wasserverbrauchs

giespar-Hinweise NRW“ wurde die 
Verfahrensweise den aktuellen orga-
nisatorischen Rahmenbedingungen 
angepasst.

Das Institut für Landes- und Stadt-
entwicklungsforschung und Bau-
wesen des Landes Nordrhein-West-
falen (ILS NRW) hat für ca. 90 % 
der Landesliegenschaften mit rund
7 Mio. m² Hauptnutzfl äche die von 

den nutzenden Dienststellen gemel-
deten Energie- und Wasserverbrauchs-
daten ausgewertet. 

Nicht enthalten sind relativ kleine 
Liegenschaften, bei denen der Auf-
wand einer regelmäßigen Energie-
datenerfassung wirtschaftlich nicht 
gerechtfertigt erscheint.

Sonstige
6,3%

Uni-Kliniken 
16,7%

Hochschulgebäude
40,6 %

Verwaltungsgebäude 
6,5%

Finanzämter 
5,7%

Gerichtsgebäude
 8,0%

Justizvollzugsanstalten 
6,9%

Polizeidienststellen
9,4%

Landtag NRW



5

Im Jahr 2003 wurden in den Lan-
desliegenschaften über 3 Milliar-
den kWh Heizenergie und Strom 
sowie 8 Mio. m³ Wasser eingesetzt. 
Die Kosten für Heizenergie, Strom 
und Wasser betrugen 2003 insgesamt 
180 Mio. €. Davon entfallen 81 Mio. 
€ auf die Heizenergie, 87 Mio. € auf 
die Stromversorgung und 12 Mio. € 
auf die Wasserversorgung. Gegenü-
ber 2002 konnten in diesen Liegen-
schaften beim Energieeinsatz über
2 Mio. € eingespart werden.

Heizenergie
Das Jahr 2003 bescherte der Bundes-
republik Deutschland zwar einen so 
genannten Jahrhundertsommer, war 
allerdings nach Auswertung der Jah-
resheizgradtage in NRW im Durch-
schnitt ca. 10 % kälter als das Jahr 
2002. Unter Berücksichtigung dieser 

Witterungsunterschiede konnte der 
fl ächenbezogene Heizenergiever-
brauch der Landesbauten 2003 ge-
genüber 2002 durchschnittlich um 
6 Prozent gesenkt werden. Einen 
maßgeblichen Beitrag hierzu leisteten 
die Universitäten des Landes mit ei-
ner Reduzierung von über 8 %.

Strom
Der mittlere jährliche Stromver-
brauchskennwert der Landesbauten 
ist 2003 gegenüber 2002 um 1,9 % 
gestiegen. Eine Hauptursache ist in 
der permanent wachsenden techni-
schen Ausstattung der Gebäude und 
der intensiveren Nutzung der techni-
schen Anlagen zu sehen. Merkliche 
Stromverbrauchsreduzierungen konn-
ten im Bereich der Verwaltungsge-
bäude und der Justizvollzugsanstalten 
erzielt werden.

Aktuelle Verbrauchsentwicklung 2002 bis 2003

Wasser
Der mittlere Wasserverbrauchs-
kennwert der Landesbauten hat sich 
2003 gegenüber 2002 um 1,5 % er-
höht. Hierdurch wurden Mehrkosten 
in Höhe von ca. 200.000 € verur-
sacht.

CO2-Emissionen
Die energiebedingten CO2-Emissio-
nen beliefen sich im Jahr 2003 sowohl 
für Heizenergie als auch für Strom auf 
jeweils 600.000 t. Die Steigerung der 
CO2-Emissionen durch den erhöhten 
Stromverbrauch konnte durch die Re-
duzierung des Heizenergieverbrauchs 
kompensiert werden. In der Gesamt-
bilanz wurden die CO2-Emissionen 
der Landesliegenschaften um 19.000 
Tonnen gesenkt.

Energie- und 

Wasserverbrauch,

Kosten und Emissionen

der Landesbauten 2003
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Mittelfristige Verbrauchsentwicklung 1999 bis 2003

Seit 1999 wurde der fl ächenspezifi -
sche Heizenergieverbrauch der Lan-
desbauten um 6,5 % und die dadurch 
bedingten CO2-Emissionen um 6,1 % 
reduziert. Der fl ächenbezogene Strom-
verbrauch und die damit verbundenen 
CO2-Emissionen sind in diesem Zeit-
raum um 4,8 % gestiegen. Der Was-
serverbrauchskennwert konnte seit 
1999 um 7,7 % gesenkt werden.

Diesen Ergebnissen liegt ein konstan-
tes Liegenschaftspotenzial mit einer 
derzeitigen Hauptnutzfl äche von
6,6 Mio. m² zugrunde, d.h. es wer-
den nur diejenigen Liegenschaften 
betrachtet, die in den letzten 5 Jahren 
kontinuierlich in der Energiedaten-
auswertung enthalten waren. Die Flä-
chenentwicklung dieser Liegenschaf-
ten und der Witterungseinfl uss auf die 
Heizenergie wurden berücksichtigt.

Verbrauchs- und 

Emissionsübersicht 

1999 bis 2003 für

einen konstanten 

Liegenschaftsbe-

stand
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Entwicklung der Ver-

brauchskennwerte 

1999–2003 für einen 

konstanten Liegen-

schaftsbestand 
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Energie und Wasser-

verbrauch, Kosten 

und Emissionen der 

Landesbauten seit 

1980/87 

Langfristige Verbrauchsentwicklung 1980 bis 2003

Betrachtet man alle Landesbauten, die 
im Laufe des Energiesparprogramms 
seit 1980/81 mit ihren jährlichen Ver-
brauchsdaten in die Energiedatenaus-
wertung einbezogen wurden, zeigt 
sich eine positive Entwicklung.

Im Zeitraum von 1980 bis 2003 wur-
de der mittlere fl ächenbezogene Heiz-
energieverbrauch der Landesbau-
ten NRW um ca. 30 % verringert. 
Insgesamt konnten durch Beratung 
und messtechnische Überwachung 
sowie technische Verbesserung und 
Optimierung der Anlagen kumuliert 
seit 1981 über 12,7 Mrd. kWh Heiz-
energie im Wert von ca. 450 Mio. € 
an Bewirtschaftungskosten einge-
spart werden.

Die Langzeitbetrachtung des Strom-
verbrauchs bezieht sich auf das Jahr 
1987, da große medizinische Einrich-
tungen, wie die Unikliniken Aachen 

und Münster, die den Gesamtstrom-
verbrauch der Landesbauten maßgeb-
lich beeinfl ussen, erst 1985/86 in Be-
trieb genommen wurden. Der Strom-
verbrauch der Landesbauten wurde 
somit erstmalig 1987 landesweit für 
einen Liegenschaftsbestand von über 
6,5 Mio. m² HNF betrachtet und hat 
bis 1993 um etwa 5 % zugenommen. 
Hauptursache dieser Steigerung nicht 
nur in NRW sondern auch in ande-
ren Bundesländern und Kommunen 
war der seit Mitte der achtziger Jahre 
kontinuierlich zunehmende techni-
sche Installationsgrad, insbesondere 
durch DV-Geräte und zentrale DV-
Einrichtungen sowie die damit ver-
bundenen raumlufttechnischen Maß-
nahmen. Trotz des stetig steigenden 
Technisierungsgrades konnte der 
Stromverbrauch der Landesbauten in 
NRW zwischen 1993 und 1999 unter 
anderem durch Einrichtung der Elek-
tro – Betriebsüberwachung im Jahr 

1993 sogar wieder reduziert werden. 
Seit 2000/2001 steigt der Stromver-
brauch allerdings wieder an.

Der mittlere Wasserverbrauchs-
kennwert konnte von 1987 bis 2003 
um fast 40 % verringert werden. 
Insgesamt haben die Bediensteten 
in den Landesbauten kumuliert seit 
1987 über 52 Mio. m³ Wasser im 
Wert von 68 Mio. € eingespart.
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Entwicklung der 

Verbrauchskenn-

werte der Landes-

bauten NRW seit 

1980 bzw. 1987 
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CO2 - Minderung und Klimaschutz

Im Jahr 2003 entfi elen vom Heiz-
energieverbrauch der Landesliegen-
schaften in Höhe von ca. 2 Mrd. kWh 
55 % auf den Energieträger Fernwär-
me, 36 % auf Erdgas und 8 % auf 
Kohle und Koks. Heizöl spielt mit ei-
nem Anteil von 1 % nur noch eine un-

Aufgrund der Einsparungen bei der 
Heizenergie konnten kumuliert seit 
1980 die in der Tabelle angegebenen 
Emissionen vermieden werden.
Allein durch die Verbrauchsreduzie-
rung im Heizenergiebereich wurden 
die fl ächenbezogenen CO2-Emissio-
nen seit 1980 um fast 30 % redu-
ziert. Insgesamt sind hierdurch bis 
einschließlich 2003 ca. 3,9 Mio. Ton-

Anteile der Energie-

träger am Heiz-

energieverbrauch 

der Landesbauten

Vermiedene 

Emissionen durch 

Energieeinsparung 

1981 – 2003

(kumuliert)

tergeordnete Rolle. Insgesamt wurde 
der Anteil von Kohle, Koks und Heiz-
öl von 19 % im Jahre 1980 auf derzeit 
9 % zugunsten der emissionsärmeren 
Energieträger reduziert. Die Fernwär-
me basiert in NRW überwiegend auf 
Kraft-Wärme-Kopplung (KWK).

nen Kohlendioxid weniger emittiert 
worden, während seit 1987 die durch 
den Stromverbrauch bedingten CO2-
Emissionen um 1,2 Mio. Tonnen 
gestiegen sind. Durch das hervorra-
gende Ergebnis bei der Heizenergie 
wurden die Mehremissionen auf dem 
Stromsektor jedoch kompensiert und 
in der Gesamtbilanz 2,7 Mio. Tonnen 
Kohlendioxid weniger emittiert.
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Die Entwicklung der kumulierten 
CO2-Einsparungen bei Heizenergie 
gegenüber 1980 ist in der folgenden 
Abbildung grafi sch dargestellt. Die 
Reduzierung des CO2-Ausstoßes 

Bewertet man den Energiever-
brauchskennwert mit dem CO2-Emis-
sionsfaktor des jeweiligen Energie-
trägers, so lässt sich in Analogie zum 
Verbrauchskennwert ein CO2-Emis-
sionskennwert ermitteln, der angibt 
wie groß die CO2-Emissionen pro 
Quadratmeter Hauptnutzfl äche im 

Entwicklung der

CO2-Emissionskenn-

werte für Heiz-

energie und Strom 

Entwicklung der 

CO2-Einsparungen 

bei Heizenergie seit 

1980 (kumuliert) 

beim Energieeinsatz in Landesbauten 
ist monetär  mit ca. 30 Millionen € zu 
veranschlagen (siehe Klimaschutz-
konzept NRW)

Jahr sind. Der CO2-Emissionskenn-
wert für Heizenergie betrug 1980 
noch 128 kg pro m² HNF und wurde 
bis 2003 auf 90 kg/m², also um fast 
30 % gesenkt. Der fl ächenbezogene 
CO2-Emissionskennwert für Strom ist 
seit 1987 von ca. 79 kg/m² auf derzeit 
87 kg/m², also um 10 % gestiegen
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Anteile der Hochschulen, Universitätskliniken und Verwaltungen

Aufgrund der gravierenden nutzungs-
spezifi schen Unterschiede und der 
hohen Anteile am Energieverbrauch 
werden die Landesliegenschaften für 
eine detailliertere Betrachtung in die 
drei Kategorien Hochschulen, Uni-
versitätskliniken und Verwaltungen 
gegliedert. Zu den Hochschulen ge-
hören neben den Universitäten des 
Landes die Fachhochschulen, Musik-
hochschulen, Kunstakademien und 
sonstige Forschungsinstitute.

Bei den Universitätskliniken han-
delt es sich um die Kliniken in Aachen, 
Bonn, Düsseldorf, Essen, Köln und 
Münster. In der Kategorie Verwaltungen 
sind in diesem Abschnitt alle Landes-
bauten außer Hochschulen und Univer-
sitätskliniken zusammengefasst.

Dabei handelt es sich um die vom 
BLB NRW betriebenen Liegenschaf-
ten, die Sonderliegenschaften und 
einzelne Anmietungen der Ressorts.

In der nachfolgenden Grafi k sind die 
Anteile der drei gebildeten Katego-
rien an der gesamten HNF sowie am 
Energie- und Wasserverbrauch der 
Landesbauten dargestellt. Dabei wird 
deutlich, dass mehr als ⅔ des Heiz-
energie- und Wasserverbrauchs und 
sogar ¾ des Stromverbrauchs der 
Landesbauten auf die Hochschulen 
und Kliniken entfallen.

Flächen- und 

Verbrauchsanteile 

der Hochschulen, 

Universitätskliniken 

und Verwaltungen 
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Heizenergie
Im Jahre 2003 konnte der fl ächenbe-
zogene Heizenergieverbrauch gegen-
über 2002 in allen 3 Kategorien ge-
senkt werden. Bei den Hochschulen 
um 7,2 % den Unikliniken um 1 % 
und den Verwaltungen um 8 %. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass die Ver-
brauchsdaten der Kliniken nach VDI 
3807 Teil 2 nicht witterungsbereinigt 

werden, da hier der witterungsun-
abhängige Heizenergieanteil relativ 
hoch ist. In der Langzeitbetrachtung 
wurde der Verbrauchskennwert der 
Hochschulen seit 1980 um 27,1 % 
und der Verwaltungen um 37,6 % ge-
senkt. Bei den Universitätskliniken 
betragen die Einsparungen gegenüber 
1987 bereits über 34 %.

Entwicklung der 

Heizenergiever-

brauchskennwerte 

1980-2003
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Strom
Die Stromverbrauchskennwerte dif-
ferieren sehr stark und werden haupt-
sächlich vom Ausstattungsgrad in der 
Informations- und Gebäudetechnik 
bestimmt. Der Kennwert der Ver-
waltungen von 79 kWh/ (m²HNF⋅a) im 
Jahr 2003 wird maßgeblich durch die 
installierte Beleuchtung und die DV-
technische Ausstattung verursacht.

Bei den Hochschulen ist der Kenn-
wert, bedingt durch klimatisierte Hör-
säle und hoch technisierte Labors, mit 
164 kWh/ (m²HNF⋅a) fast doppelt so 
hoch. Außerdem ist die Nutzungszeit 
wesentlich größer als z. B. in Verwal-
tungsgebäuden.
Der Kennwert bei den Unikliniken 
wird verursacht durch die Vollklima-
tisierung, den 24h Betrieb sowie den 

hohen technischen Stand in der Gerä-
temedizin und Gebäudetechnik.

Der fl ächenbezogene Stromverbrauch 
der Hochschulen ist seit 1987 um
12,6 % und der Verwaltungen um
21,1 % gestiegen. Bei den Unikliniken 
konnte der Stromverbrauchskennwert 
gegenüber 1987 hingegen um 5,1 % 
gesenkt werden.

Entwicklung der 

Stromverbrauchs-

kennwerte 1987-

2003
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Wasser
Die Wasserverbrauchsdaten der Lan-
desliegenschaften werden seit 1987 
kontinuierlich erfasst und ausgewer-
tet. Wie bei Heizenergie und Strom 
hebt sich der Wasserverbrauchskenn-
wert der Unikliniken nutzungsbedingt 
stark von den anderen Kategorien ab. 

Im Jahr 2003 ist der fl ächenspezifi -
sche Wasserverbrauch der Hochschu-

len gegenüber 2002 um 5,3 % und der 
Unikliniken um 1,1 % gestiegen. Bei 
den Verwaltungen hingegen sind Ein-
sparungen von 1,4 % zu verzeichnen.

Seit 1987 konnte der Wasserverbrauch 
der Hochschulen um nahezu 50 % 
der Unikliniken um 44 % und der Ver-
waltungen um 21,3 % gesenkt wer-
den. Diese Entwicklung zeigt, dass 

mit den bisher durchgeführten tech-
nischen Maßnahmen bereits ein ho-
hes Potenzial zur Wassereinsparung 
ausgeschöpft werden konnte.

Entwicklung der 

Wasserverbrauchs-

kennwerte 1987-

2003
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Anteile der Ressorts 

Besonders hervorzuheben bei der res-
sortweisen Betrachtung des Energie-
und Wasserverbrauchs in den Landes-
bauten ist der hohe Anteil des Wis-
senschaftsressorts. Mehr als ⅔ des 
gesamten Heizenergie- und Wasser-
verbrauchs und sogar ¾ des Stromver-
brauchs entfallen nutzungsbedingt  auf 
das Ressort für Wissenschaft und For-
schung. Die nebenstehende Abbildung 
zeigt die prozentualen Flächen- und 
Verbrauchsanteile der Ressorts mit 
dem größten Liegenschaftsumfang.

Bei einer mittelfristigen Betrachtung 
der letzten 5 Jahre  zeigen vor allem 
die Liegenschaften im Zuständig-
keitsbereich des Finanz-, Innen- und 
Wissenschaftsressorts eine positive 
Verbrauchsentwicklung. (Abbildun-
gen auf Seite 18 und 19) Bei der 

Heizenergie konnte der fl ächenspezi-
fi sche Verbrauch seit 1999 im Bereich 
des Ministeriums für Wissenschaft 
und Forschung um ca. 6 %, des In-
nenministeriums um ca. 9 % und des 
Finanzministeriums sogar um 12 % 
gesenkt werden.

Beim Stromverbrauch verzeichnen 
die Liegenschaften im Zuständig-
keitsbereich des Innenministeriums 
eine Zunahme von 3 % und des MWF 
von 6 %. Beim Finanzministerium 
konnte eine Reduzierung von 1,6 %
erreicht werden. Der fl ächenspezi-
fi sche Wasserverbrauch wurde seit 
1999 im Bereich des Innenministeri-
ums um ca. 3 %, des Ministeriums für 
Wissenschaft und Forschung um ca.
9 % und des Finanzministeriums um 
ca. 14 % verringert.

Flächen- und Ver-

brauchsanteile der 

Ressorts im Jahre 

2003 
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Mittelfristige Entwicklung der 

Verbrauchskennwerte 1999-2003 

der Ressorts „Finanzministerium 

(FM), Innenministerium (IM) und 

Ministerium für Wissenschaft und 

Forschung (MWF)“ 
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Verbrauchskennwerte einzelner Nutzungsarten

Verbrauchskennwerte dokumentieren 
das tatsächliche Betriebsverhalten 
und bilden damit eine Grundlage für 
energetische Schwachstellenana-
lysen im Gebäudebestand. Mit ih-
rer Hilfe können Gebäude gleicher 
Nutzungsart energetisch miteinander 
verglichen, das energetische Verhal-
ten von Gebäuden periodisch (jähr-
lich) erfasst und beurteilt, die Prio-
ritäten für örtliche Energieberatung 
bedarfsgerecht festgelegt und die 
Auswirkungen realisierter Energie-
sparmaßnahmen zeitnah kontrolliert 
werden. Verbrauchskennwerte sind 

daher ein unverzichtbares Instrument 
für qualifi ziertes Energiemanagement 
und haben sich vor allem bei großen 
Liegenschaftsbeständen seit vielen 
Jahren bewährt. Die Grundlage zur 
Ermittlung der Verbrauchskennwerte 
bildet die VDI 3807.

Verbrauchskennwerte sind vergleichs-
weise einfach zu ermitteln und bieten die 
Möglichkeit, das reale Energieverhalten 
bestehender Gebäude auch für umfang-
reiche Liegenschaftsbestände zeitnah 
zu erfassen und zu Einschätzungen des 
Handlungsbedarfs zu gelangen.

Das Land NRW arbeitet in seinem 
Liegenschaftsbestand seit vielen Jah-
ren mit Energieverbrauchskennwer-
ten. Hierzu wurden die Liegenschaf-
ten des Landes auf der Grundlage 
des Bauwerkszuordnungskatalogs 
der Arbeitsgemeinschaft der für das 
Bau-, Wohnungs- und Siedlungswe-
sen zuständigen Minister der Länder 
(ARGEBAU) 28 unterschiedlichen 
Nutzungsarten zugeordnet. Die nach-
folgende Tabelle gibt einen Überblick 
über die Nutzungsarten, die Anzahl 
der zugeordneten Liegenschaften und 
die dazugehörigen Hauptnutzfl ächen. 

Übersicht der

Nutzungsarten
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Die entsprechenden Verbrauchs- und 
Kostendaten für das Jahr 2003, die 
spezifi schen Werte und die Verände-
rungen gegenüber 2002 sind im An-
hang dargestellt.

Als Bezugsgröße für die Bildung der 
Verbrauchskennwerte dient bei allen 
Auswertungen für Landesbauten bis-
her die Hauptnutzfl äche (HNF) nach 
DIN 277.

Bei der Ermittlung der Heizenergiever-
brauchskennwerte werden die unter-

schiedlichen Witterungsverhältnisse
mit Hilfe der Jahresheizgradtage 
berücksichtigt, die das Zentralamt 
des Deutschen Wetterdienstes in Of-
fenbach für ca. 40 Messstationen in 
NRW zur Verfügung stellt. Als Mit-
telwert der Heizgradtage wird das 
verbrauchsgewichtete 10-Jahresmittel 
für NRW von 2.100 K·d/a verwendet. 

Zur Orientierung werden innerhalb 
der einzelnen Nutzungsarten mittlere 
Verbrauchskennwerte gebildet und 
den Ressorts und nutzenden Verwal-

tungen zur Verfügung gestellt. Dar-
über hinaus erhalten die einzelnen 
Ressorts liegenschaftsbezogene Aus-
wertungen der von ihren Verwaltun-
gen genutzten Gebäude. 

Die nutzenden Verwaltungen werden 
jeweils anhand eines Energienut-
zungsnachweises über die Verbrauchs-
entwicklung ihrer Liegenschaft in den 
letzten 5 Jahren unterrichtet.

Energienutzungsnach-

weis
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Liegt eine größere Anzahl von Ge-
bäuden gleicher Nutzung vor, so emp-
fi ehlt sich die Darstellung in Form 
einer Häufi gkeitsverteilung entspre-
chend VDI 3807 Blatt 2. Dabei wer-
den Kennwertbereiche gebildet, über 
die die Anzahl der Gebäude aufgetra-
gen wird, die zu diesen Bereichen ge-
hören. Dies ermöglicht einerseits eine 
Einteilung der Gebäude in Gruppen 
mit hohem, mittlerem und niedrigem 

Verbrauch, andererseits die Bildung 
von Modalwerten. Der Modalwert ist 
der dichteste Wert einer Verteilung, 
also der Wert, der in der Verteilung 
am häufi gsten vorkommt.

Neben dem arithmetischen Mittel oder 
Durchschnittswert der Verbrauchs-
kennwerte einer Nutzungsart bildet 
damit der Modalwert eine zweite Ver-
gleichs- und Orientierungsgröße die 

voraussichtlich auch bei der Erstellung 
der künftigen Energieverbrauchssaus-
weise herangezogen wird.

Auf den nachfolgenden Seiten sind für 
die Liegenschaften des Landes NRW 
insgesamt und für die 13 häufi gsten 
Nutzungsarten der Landesbauten die 
Häufi gkeitsverteilungen  der Heiz-
energie-, Strom- und Wasserver-
brauchskennwerte grafi sch dargestellt.

Auflistung der Nut-

zungsarten, für die 

eine Häufigkeits-

verteilung erstellt 

wurde

Bei den übrigen Nutzungsarten, denen 
die Landesbauten zugeordnet sind, 
bietet die Anzahl der Gebäude keine 
ausreichende statistische Basis zur 
Bildung von Modalwerten. Bei den 
ausgewerteten Nutzungsarten ist teil-
weise die Anzahl der Liegenschaften 
auch noch sehr gering, aber es konnte 
ein Modalwert ermittelt und angege-
ben werden. In den Tabellen auf Seite 
37 sind die Modalwerte den mittleren 

Verbrauchskennwerten gegenüber ge-
stellt. Dabei liegt der oberen Tabelle 
die Hauptnutzfl äche und der unteren 
Tabelle die in der VDI 3807 heran-
gezogene Brutto-Grundfl äche (BGF) 
als Bezugsgröße zugrunde. Die Brut-
to-Grundfl ächen sind mit Hilfe der 
Umrechnungsfaktoren des Instituts 
für Erhaltung und Modernisierung 
von Bauwerken e.V. (IEMB) an der  
TU Berlin aus den in der Energiedatei 

NRW enthaltenen Hauptnutzfl ächen 
ermittelt. Die Modalwerte liegen bei 
fast allen Nutzungsarten deutlich 
unter den mittleren Verbrauchskenn-
werten. Beim Bezug auf die Brut-
to-Grundfl äche halbieren sich die 
mittleren Verbrauchskennwerte und 
Modalwerte der meisten Nutzungsar-
ten ebenso wie die Werte der Landes-
bauten NRW gesamt.
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Landesliegenschaften NRW gesamt
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte  2003

Nutzungsart 1200: Gerichtsgebäude



25

Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Nutzungsart 1310: Verwaltungsgebäude mit normaler technischer Ausstattung
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Nutzungsart 1311: Finanzämter
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Nutzungsart 1320: Verwaltungsgebäude mit hoher technischer Ausstattung
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Nutzungsart 1341: Polizeipräsidien
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Nutzungsart 1343: Polizeiinspektionen
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Nutzungsart 1344: Polizeiautobahnstationen
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Nutzungsart 2000 und 2220: Gebäude für wissenschaftliche Lehre und Forschung
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Nutzungsart 2210: Institute für Sprache, Kultur und Wirtschaftswissenschaften
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Nutzungsart 2400: Fachhochschulen
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Nutzungsart 3200: Krankenhäuser und Unikliniken für Akutkranke
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Nutzungsart 4000: Schulen
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Häufigkeitsverteilung der Verbrauchskennwerte 2003

Nutzungsart 9600: Justizvollzugsanstalten
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Mittlere 

Verbrauchs-

kennwerte 

und Modal-

werte (HNF-

bezogen)

Mittlere 

Verbrauchs-

kennwerte 

und Modal-

werte (BGF-

bezogen)
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Primärenergieeinsatz

Mit der Einführung der Energie-
einsparverordnung (EnEV) zum 1. 
Februar 2002 wurden die bis dahin
geltende Wärmeschutzverordnung 
und Heizungsanlagenverordnung ab-
gelöst. Seitdem ist die Wahl des Ener-
gieträgers zur Energieversorgung von 
Gebäuden ein wichtiger Faktor für 
den Primärenergieeinsatz.

Für jeden Energieträger wurde ein 
Primärenergiefaktor festgelegt. Die-
ser berücksichtigt die Umwandlungs- 
und Transportverluste, die bis zum 
endgültigen Einsatz des Energieträ-
gers entstehen. Der Endenergiever-
brauch in Gebäuden wird mit dem 
Primärenergiefaktor des jeweiligen 
Energieträgers multipliziert und so 

der Einsatz der Primärenergie berech-
net. Dieser wird dann bei der Bewer-
tung des Gebäudes gemäß EnEV be-
rücksichtigt.
Angewandt auf die Landesbauten 
NRW ergibt sich aus dem Endener-
gieverbrauch 2003 der in der folgen-
den Tabelle dargestellte Primärener-
gieeinsatz.



Die Betrachtung des Primärenergieeinsatzes macht 
folgendes deutlich:

 Durch die Reduzierung des Stromverbrauchs wird die dreifache 
Einsparung von Primärenergie erzielt. Deswegen sollten alle 
Stromsparpotenziale verstärkt genutzt werden.

 Ein Wechsel zu Energieträgern mit geringen Primärenergiefaktoren 
reduziert bei gleichem Energieverbrauch den Primärenergieeinsatz. 
Hierbei kommt den regenerativen Energieträgern eine besondere 
Bedeutung zu. Ihr Einsatz schont gleichzeitig die konventionellen 
Energieressourcen und entlastet die Umwelt.
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Die Fernwärme für die Versorgung der 
Landesliegenschaften wird fast aus-
schließlich aus Kraftwärmekopplung 
erzeugt. Bei der Heizenergie liegt der 
gesamte Primärenergieeinsatz aller 
Landesliegenschaften wegen des ho-
hen Anteils der Fernwärme und dem 
Faktor von 0,7 unter dem Endenergie-
verbrauch. Damit ist auch der Kenn-
wert für den Primärenergieeinsatz bei 
Heizenergie mit 257 kWh/(m²HNF⋅a) 
niedriger als der durchschnittliche 
Heizenergieverbrauchskennwert.

Bei der Stromversorgung zeigt sich 
der umgekehrte Effekt. Durch den 
Primärenergiefaktor von 3,0 liegt der 
Primärenergieeinsatz beim dreifachen 
des Stromverbrauchs.

Hierdurch ergibt sich bei der zusam-
mengefassten Betrachtung für Heiz-
energie und Strom ein durchschnitt-
licher Primärenergieeinsatz von 
704 kWh/(m²HNF⋅a) über alle Landes-
liegenschaften.
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Umsetzung baupolitischer Ziele

Die Vorbildfunktion des Landes in 
Fragen des Klimaschutzes und der 
Energieeinsparung wird auch in Zu-
kunft gewährleistet und weiter aus-
gebaut. Hierzu gilt es, die bewährten 
Maßnahmen weiterzuführen und zur 
Realisierung der baupolitischen Zie-
le neue Konzepte zur Steigerung der
Energieeffi zienz zu erarbeiten und 
Prioritäten für den aktiven Klima-
schutz des Landes zu entwickeln. 
Hierbei spielen die Vorgaben und 
Zielsetzungen der EU eine immer 
wichtigere Rolle. 

Zur wirksamen Umsetzung der Ziele 
ist eine ganzheitliche Betrachtung der 

Gebäude erforderlich. Diese umfasst 
die Bereiche Planung, Errichtung, 
Betrieb und Nutzung. Die nachste-
henden Beiträge dokumentieren in 
beispielhafter Weise den erklärten 
Willen des Landes mit den baupoli-
tischen Zielen in allen Bereichen zur 
Umsetzung einer optimierten energe-
tischen Nutzung in den Landesbauten 
beizutragen. 

Dargestellt werden der Sachstand der 
seit Mitte der 90er Jahre geförderten 
Maßnahmen bei den regenerativen 
und innovativen Energietechniken, 
der Einsatz von Energieprognosen 
als Instrument der Planung eines 

energetisch optimierten und wirt-
schaftlichen Energieeinsatzes und die 
umgesetzten Energiekonzepte in den 
Baumaßnahmen Landesvertretung 
NRW in Berlin und Polizeiinspektion 
in Aachen sowie erste Betriebserfah-
rungen hierzu.

Zu den landesweiten Stromausschrei-
bungen werden die aktuellen Wettbe-
werbsergebnisse dargestellt.

Innovative Energietechniken in Liegenschaften des Landes NRW

Nordrhein-Westfalen ist neben dem 
Bund der wichtigste öffentliche Bau-
herr in Deutschland und trägt damit 
eine besondere Verantwortung für die 
gebaute Umwelt. Das Land fördert 
seit Jahren die Nutzung erneuerbarer 
Energien in seinem Gebäudebestand.

In dem Fachbuch „Innovative Ener-
gietechniken in Liegenschaften des 
Landes NRW“ hat das Institut für 
Landes- und Stadtentwicklungsfor-
schung und Bauwesen NRW im Auf-
trag des Ministeriums für Städtebau 
und Wohnen, Kultur und Sport des 
Landes NRW umfassende Informa-
tionen über die in den Landesbauten 
realisierten innovativen Anlagen ver-
öffentlicht. An Hand von Projekten 
wird dokumentiert, wie das Land zu-
kunftssichernde Technik fördert und 
damit eine Vorreiterrolle bei der Nut-
zung innovativer Energietechniken 
übernommen hat.

Mit Hilfe des im Jahre 1996 einge-
führten Sonderbauprogramms „REN 
für Landesbauten“ ist der Einsatz 
von

 Fotovoltaik
 Solarthermie
 Biomasse
 Wärmepumpen
 Windenergie
 Wasserkraft
 und weitere innovative Energie-

techniken

in Landesbauten in großem Umfang 
realisiert worden.

Das ILS berät in diesem Themenbe-
reich das MSWKS, prüft die Verwen-
dung der eingesetzten Mittel, führt 
eine Datenbank zur Aufnahme der 
realisierten Anlagen und evaluiert die 
Maßnahmen für die Baupolitik des 
Landes.
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Übersicht der regene-

rativen und innovati-

ven Energienutzung 

in Gebäuden des 

Landes NRW 

Auf dem Gebiet der Fotovoltaik 
konnten bisher bereits 137 landesei-
gene Anlagen mit einer Leistung von 
ca. 2.300 kWp und einer Gesamtfl ä-
che von ca. 19.000 m² errichtet wer-
den. Hinzu kommt eine der weltweit 
größten Fotovoltaikanlagen in der 
Fortbildungsakademie des Innenmi-
nisteriums NRW in Herne mit einer 
Fläche von 12.600 m².

Im Bereich der Solarthermie und der 
solaren Kühlung hat das Land bisher 
79 Anlagen mit einer Kollektorfl äche 
von fast 4.000 m² erstellt.

Die erste Biomasse-Anlage in einer 
Landesliegenschaft wurde bereits im 
Jahr 1999 im Jugendwaldheim Arns-

berg mit einer Leistung von 240 kW 
in Betrieb genommen. Derzeit wird 
Biomasse in sechs NRW-Liegen-
schaften genutzt. 

Darüber hinaus sind mittlerweile 20 
landeseigene Blockheizkraftwerke 
(BHKW) mit einer elektrischen Leis-
tung von über 9.000 kW in Betrieb.

Insgesamt hat das Land NRW seit 
Einführung des Sonderbaupro-
gramms 259 Projekte zur Nutzung 
der erneuerbaren Energien und der 
Kraftwärmekopplung mit einem In-
vestitionsvolumen von 36,7 Mio. 
Euro realisiert. Diese Anlagen liefern 
jährlich rund 85 Mio. kWh Wärme 
sowie ca. 52 Mio. kWh Strom und 
bewirken damit eine CO2-Reduzie-
rung von ca. 22.000 Tonnen pro Jahr. 
Damit werden bis zu fünf Prozent des 
Energiebedarfs aller Landesliegen-
schaften innovativ und emissionsarm 
in diesen Anlagen erzeugt.

Als zukunftsorientierte Techniken zur 
Wärme- und Stromerzeugung wird 
zurzeit in Pilotprojekten der Einsatz 
von Brennstoffzellen und einer Mi-
krogasturbine im Neubau der Lan-
desvertretung NRW in Berlin erprobt. 
Im Bau befi ndet sich die Erdwärme-
versorgung für das Zentrale Service-
Center der RWTH Aachen mit einer 
Tiefenbohrung von 2.500 m.

Ein Schwerpunkt der Förderung re-
generativer und innovativer Energie-
techniken im Rahmen der baupoliti-
schen Ziele des Landes soll künftig 
bei der Biomassenutzung liegen.
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Wettbewerbsentwurf 

für den Neubau der 

Kreispolizeibehörde 

Mettmann

Energieprognosen bei Landesbauten

nungsphase anhand der Hüllfl äche 
ermittelt werden. Dabei werden der 
Energieverbrauch und die Energie-
kosten für Heizen und Kühlen mittels 
verschiedener anerkannter Berech-
nungsverfahren (z.B. DIN EN 12381; 
DIN 4701, Teil 10; EnEV; VDI 2078; 
VDI 2067, Teil 10 und 11) prognos-
tiziert. Die brauchbarsten Voraussa-
gen sind nach Erfahrungen mit der 
Berechnungsmethode nach VDI 2067 
Blatt 10 und 11 – „Energiebedarf be-
heizter und klimatisierter Gebäude“ 
zu erzielen. 

Die relativ großen Unterschiede beim 
Energiebedarf von Gebäudeentwür-
fen hat das Land Nordrhein-Westfalen 
mit Blick auf Klimaschutz und Wirt-
schaftlichkeit veranlasst, Energiepro-
gnosen für Neubauten mit mehr als 
5.000 m² Hauptnutzfl äche verbindlich 
vorzuschreiben (Runderlass Umwelt-
check NRW vom 20.08.2002). 

Im Rahmen der Architektenwettbe-
werbe werden die Abmessungen und 
Orientierungen der Hüllfl äche sowie 
Informationen zur Baukonstrukti-
on aller Entwürfe als Gebäudedaten 
erfasst und ausgewertet. Einheitli-
che Nutzungsbedingungen und die 
einheitliche Wahl der Materialqua-
lität für den baulichen Wärmeschutz 
gemäß dem EnEV - Standard sind 
wichtige Voraussetzungen, um die 
unterschiedlichen Gebäudekonzepte 
energetisch miteinander vergleichen 
zu können. Die so ermittelten Jahres-
energiebedarfswerte werden für alle 
Entwürfe eines Wettbewerbs einander 
gegenübergestellt. 

Architektenwettbewerbe
Für die Landesbauten NRW werden 
im Rahmen von Architektenwettbe-
werben seit dem Jahr 2002 verglei-
chende Energiebedarfsberechnungen 
durchgeführt. Weil ökologische An-
forderungen bereits bei der Auslo-
bung zu konkretisieren sind, werden 
die Energiebedarfsberechnungen als 
Prüfkriterium vorgegeben. Die Er-
gebnisse schaffen die erforderliche 
Transparenz hinsichtlich des künf-
tigen Energieverbrauchs und der 
Baunutzungskosten der verschiede-
nen Entwürfe. Bei der Entscheidungs-
fi ndung können die Unterschiede von 
den Preisgerichten angemessen be-
rücksichtigt werden.

Die erforderlichen Berechnungen 
werden im Landesbereich mit einer 
Software der Firma Solar-Computer 
GmbH durchgeführt. Mit dem Pro-
gramm kann der Energiebedarf von 
Gebäuden bereits in einer frühen Pla-
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Der realisierte 

Wettbewerbsent-

wurf zeichnete sich 

durch günstige 

Energieprogno-

sen und niedrige 

Bewirtschaftungs-

kosten aus

Das neue Verfah-

ren hat sich in der 

Praxis bewährt. 

Bisher wurden für 

sechs Wettbewerbe 

Energieprognosen 

realisiert.
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Differenz der 

Kosten für Heizen 

und Kühlen nach 

VDI 2067 in Bezug 

auf den günstigsten 

Teilnehmer (15) des 

Architektenwettbe-

werbs

Vergleich des 

Jahresheizwärme-

bedarfs für alle 

26 Entwürfe eines 

Architektenwettbe-

werbs

Die Diagramme zeigen typische Er-
gebnisse am Beispiel eines Wettbe-
werbes mit rund 9.200 m² HNF und 
26 Teilnehmern. Die Differenzen der 
nach der Barwertmethode kapitali-
sierten Energiekosten der einzelnen 
Entwürfe sind erheblich. Oft über-
schreiten die Kostendifferenzen so-

gar die durchschnittliche Höhe der 
Baukosten. Als Entscheidungshilfe 
für die Preisgerichte sind die Be-
wertungen übersichtlich in den drei 
Ampelfarben (grün = günstig, gelb = 
durchschnittlich, rot = ungünstig) ge-
kennzeichnet.



Die Auswertung der anteiligen Wär-
meverluste über die Hüllfl äche eines 
Gebäudes zeigt augenfällig die Aus-
wirkungen des vergleichsweise hohen 
U-Wertes der Fensteraufbauten (Fak-
tor 10 gegenüber den anderen U-Wer-
ten). Der mit 10 % kleine Anteil an 
der Gebäudehüllfl äche verursacht mit 
fast 50 % den größten Anteil an den 
Transmissionswärmeverlusten. 

Die Vorgaben der Planung für die 
Wärme übertragenden Außenbauteile 
(U-Werte) der Gebäude wurden bei 
der Berechnung berücksichtigt.
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Neubaumaßnahmen
Energieprognosen sind nicht nur bei 
Architektenwettbewerben sinnvoll. 
Derzeit werden planungsbegleitende 
Energieprognosen für Baumaßnah-
men an verschiedenen Standorten in 
NRW erstellt. Für das Projekt sind 
Fördermittel für baupolitische Ziele 
bereitgestellt. 

Beispielhaft sind die Berechnungs-
ergebnisse zu einer geplanten Maß-
nahme dargestellt. Das städtebauliche 
Konzept besteht aus sieben Einzelge-
bäuden, die auf die jeweilige Funkti-
on und Nutzung zugeschnitten sind. 

U-Werte der 

wärmeübertra-

genden Außen-

bauteile

Flächenanteilige 

Transmissionswär-

meverluste eines 

Gebäudes
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Jahresbilanz der 

monatlichen Ge-

winne und Verluste 

eines Gebäudes 

Die Jahresbilanz zeigt die Verände-
rung der Wärmeverluste und Wärme-
gewinne abhängig von der Jahreszeit. 
Wärmeeinträge über transparente 
Außenbauteile können in den Som-
mermonaten zu einem erheblichen 
Kühlbedarf führen. Die Fenster be-
stimmen damit einerseits maßgeblich 
die Wärmeverluste im Winter und den 
Kühlbedarf im Sommer, andererseits 
die Möglichkeiten der natürlichen 
Belichtung der Räume. Im Ergebnis 
sollte daher bei der Planung ein deut-
liches Augenmerk auf dieses Bauteil 
gelegt werden.

Die sieben Gebäude unterscheiden sich 
bedingt durch die jeweilige Funktion 
und Nutzung im Verhältnis der Hüll-

fl äche zum Gebäudevolumen (A/V).
Die vergleichende Auswertung aller
sieben Häuser zeigt anhand der 
EnEV-Berechnungen die Auswirkun-
gen: Ungefähr gleichen fl ächenbezo-
genen Transmissionswärmeverlusten 
stehen erhebliche Unterschiede beim 
fl ächenbezogenen Jahresheizwärme-
bedarf gegenüber. 

Mit durchschnittlich  63 kWh / m² 
BGF liegt der nach VDI 2067 ermittel-
te Jahreswärmebedarf über die sieben 
Gebäude erheblich unter dem mittleren 
jährlichen Wärmeverbrauchskennwert 
von etwa 140 kWh /m² BGF nach Art 
und Nutzung vergleichbarer Gebäude 
gemäß Energiedatenbank NRW.
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Unterschiede der 

sieben Gebäude

(nach EnEV)

Gebäudebestand
Zur energetischen Optimierung im 
Gebäudebestand sind Energiepro-
gnosen zukünftig im Rahmen von 
Pilotprojekten zunächst für ausge-
wählte Liegenschaften vorgesehen. 
Die Energieprognosen dienen hier 
der Ermittlung erreichbarer Zielwer-
te. Der Abgleich mit dem tatsächlich 
(gemessenen) Verbrauch liefert mög-
liche Einsparpotenziale. Mit Hilfe 
von Kosten-Nutzen-Analysen werden 
investive und organisatorische Maß-
nahmen festgelegt, die den Energie-
verbrauch senken können. Geeignete 
Instrumente und Verfahren zur Finan-

zierung solcher Maßnahmen bedürfen 
noch der Klärung. Eine begleitende 
Evaluierung soll sinnvolle Einsatzge-
biete und Grenzen der Energieprog-
nosen aufzeigen.

Zielvereinbarung
Aufgrund der bisherigen guten Er-
gebnisse wurden die Regelungen zur 
Durchführung von Energieprognosen 
im März 2005 in einer Zielvereinba-
rung des Ministeriums für Städtebau 
und Wohnen, Kultur und Sport mit 
dem Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
NRW festgeschrieben.



Landesvertretung NRW in Berlin

Einzigartig in Architektur, Bau- und 
Energiekonzeption präsentiert sich 
die Landesvertretung und somit das 
Land NRW seit November 2002 in 
der Bundeshauptstadt. Das Gebäude 
zeichnet sich durch seine Ressourcen 
sparende Leichtbauweise aus Holz, 
Glas und Stahl aus. Architektonisch 
attraktiv ist besonders die optisch auf-
fällige Glasfassade, welche an einer 

Unterkonstruktion aus parabelförmig 
verlaufenden Holzelementen montiert 
ist. Der offene Charakter des Gebäu-
des wird durch ein großzügig ange-
legtes Atrium und zwei Wintergärten 
hervorgehoben. Auf 4 Etagen mit ei-
ner Hauptnutzfl äche (HNF) von 3.800 
m² sind insgesamt 40 Büros, 10 Ver-
anstaltungs- und Besprechungsräume 
sowie 10 Apartments untergebracht. 

Im Rahmen des Sonderprogramms 
zur Umsetzung der baupolitischen 
Ziele wurde die Landesvertretung 
mit rund 2,7 Mio. € vom Land NRW 
gefördert. Ein Schwerpunkt der För-
derung war die nachfolgend beschrie-
bene Energieversorgung der Landes-
vertretung.  
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Gebäudetyp und -nutzung 
Büro- und Verwaltungsgebäude

Sondernutzung 

Umgesetzte Maßnahmen zur
Ressourcenschonung: 

Planung 
Simulation zur Optimierung

Gebäude 
Doppelglasfassade

Baustoffökologie
Atrium, Wintergärten

freie Lüftung

Technische Ausstattung 
Gebäudeautomation

Kraft-Wärme-Kopplung
Wärme-Kälte Verbund
Wärmerückgewinnung

Solarstrom
Erdwärme-, Erdkältenutzung

Baupolitische Ziele
Fördervolumen 2,7 Mio. €
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Energieversorgung
Neue Wege beschreitet das Land bei 
der Energieversorgung der Landes-
vertretung. In enger Kooperation mit 
RWE wurde ein Versorgungskonzept 
entwickelt, das durch die Einbin-
dung effi zienter Technologien Pi-
lotcharakter besitzt. Den Kern dieser 
Versorgung bildet ein hauseigenes 
Blockheizkraftwerk (BHKW) aus 
einer Mikrogasturbine (MGT) und 
vier Brennstoffzellen (BZ), welches 
den Grundbedarf des Hauses deckt. 
Die Aggregate erzeugen vor Ort 
elektrischen Strom und Nutzwärme 
und werden aus dem örtlichen Netz 
mit Erdgas versorgt. Durch diese de-
zentrale Energieerzeugung werden 
Übertragungsverluste vermieden. Die
Energieerzeugung richtet sich nach 
dem Wärmebedarf des Hauses, wobei 
je nach Leistungsanforderung einzel-

ne Aggregate ab- oder zugeschaltet 
werden. 
Mit Hilfe einer Absorptionskälte-
maschine wird die Kühlung des Ge-
bäudes im Sommer realisiert. Diese 
sichert die Abnahme der vom BHKW 
erzeugten Wärme, so dass das BHKW 
ganzjährig mit hohem Gesamtwir-
kungsgrad betrieben werden kann. 
Zur Deckung von Lastspitzen ist das 
Gebäude an das örtliche Strom- und 
Fernwärmenetz angeschlossen. 

Das Konzept der Eigenversorgung 
durch das BHKW wurde in drei Etap-
pen umgesetzt. Die im Herbst 2002 
installierte Mikrogasturbine läuft seit 
Januar 2003 im regulären Betrieb. 
Die Energieerzeugung wird wämeab-
hängig entsprechend der Anforderung 
der Heizung bzw. der Kältemaschine 

betrieben. Ist der momentane Bedarf 
unter 50 % der maximalen Wärme-
leistung von 65 kW wird die Mikro-
gasturbine abgeschaltet.
 
Im April 2004 wurden dann zu-
nächst zwei der geplanten vier 
Brennstoffzellen in Betrieb genom-
men. Entsprechend der Regelung 
der Mikrogasturbine arbeiten auch 
die Brennstoffzellen erst ab einer 
Wärmeanforderung von mindestens
50 % ihrer Nennleistung. Sie können 
einzeln zu- bzw. abgeschaltet wer-
den. Die Wärme der Brennstoffzel-
len speist Heizung, Lüftungsanlage 
und wird zur Warmwasserbereitung 
verwendet. Aufgrund der zu geringen 
Temperatur kann die Kältemaschine 
nicht von den Brennstoffzellen mit 
Antriebswärme versorgt werden. 

Anordnung der 

Brennstoffzellen 

(grüne Gehäuse)
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In einem dritten Schritt sind im De-
zember 2004 die beiden anderen 
Brennstoffzellen installiert worden. 
Somit kann ab dem Jahr 2005 das 
BHKW mit der vollen Leistung von 
maximal 89 kWth und 46 kWel arbei-
ten. Eine Beurteilung der tatsächli-
chen Leistungsfähigkeit des Versor-
gungskonzeptes ist demnach erst in 
den nächsten Jahren möglich. 
 
Neben dem BHKW sind zusätzlich 
die regenerativen Energien in Form 
der Erdwärmenutzung und einer Fo-
tovoltaik-Anlage in das Energiekon-
zept mit eingebunden. Vierundsech-
zig Fotovoltaikmodule wandeln seit 

2002 die eingestrahlte Solarenergie 
in elektrischen Strom. Die Module 
mit einer Gesamtfl äche von 100 m² 
sind in einem Neigungswinkel von 
30° nach Süden ausgerichtet auf dem 
Flachdach montiert. Vier Wechsel-
richter wandeln den vom Solargene-
rator erzeugten Gleich- in Wechsel-
strom. Die Anlage mit einer Leistung 
von 12,8 kWp liefert jährlich rund 
9.600 kWh Strom und reduziert die 
CO2-Emission um 4.200 kg/a.

Weiter nutzt die Landesvertretung die 
Erdwärme bzw. Erdkälte. Ein 175 m 
langer Luft-Erdwärmetauscher mit 
einem Durchmesser von 1 m ist 6 Me-

ter unter Geländeoberkante um das 
Gebäude verlegt. Im Erdreich wir-
ken sich jahreszeitliche Temperatur-
schwankungen nur in geringerer In-
tensität und zudem zeitlich verzögert 
aus. Durch den Erdwärmetauscher 
geführte Frischluft kann somit abge-
kühlt, Sommerbetrieb, bzw. vorge-
wärmt werden bevor sie ins Gebäude 
eintritt. Der für die Landesvertretung 
errichtete Erdkanal reduziert bei ei-
ner maximalen Temperaturabsenkung 
von 5 K den Kältebedarf  des Gebäu-
des um 30 % sowie den Heizenergie-
bedarf um 10 % (Planungsangaben).

Mit diesem Versorgungskonzept be-
schreitet die Landesvertretung neue 
Wege. Besonders der Einsatz der 
Brennstoffzellen bietet hierbei die 
Möglichkeit Erfahrungen im Regel-

betrieb zu sammeln und die Leis-
tungsfähigkeit dieser Technologie 
einzuschätzen. Das ILS NRW wird 
dieses Pilotprojekt im Rahmen sei-
ner Forschungsarbeit in den nächsten 

Jahren begleiten und evaluieren. Ers-
te Ergebnisse sind den nachfolgend 
abgebildeten Diagrammen zu entneh-
men. Sie beschreiben den Energiever-
brauch der Landesvertretung in 2003.  

Fotovoltaikmodule 

auf dem Dach der 

Landesvertretung
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*( Daten aus Energiebezug und Wirkungsgrad ermittelt       °( bei der Planung angesetzte Werte

Energiefluss Landes-

vertretung NRW

Nutzwärmever-

brauch der Landes-

vertretung NRW in 

2003

Der dargestellte Kurvenverlauf be-
schreibt den Gesamtwärmeverbrauch, 
wobei die Fernwärme nach Nutzung 
in Heizen (rot) und Kühlen (blau) se-
parat abgebildet ist. Die Grundversor-
gung durch das BHKW (grün) wurde 
im abgebildeten Zeitraum noch aus-

schließlich von der Mikrogasturbi-
ne erbracht, die etwa 15 % der ver-
brauchten Nutzwärme erzeugte. 

Entsprechend der Wärme ist dem 
zweiten Diagramm der Stromgesamt-
verbrauch aufgeteilt nach Grundver-

sorgung BHKW  und Lieferung EVU 
zu entnehmen. Das BHKW deckte 
etwa einviertel des Jahresbedarfes an 
Strom in 2003.
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Die im April 2004 installierten Brenn-
stoffzellen erzeugten bis zum Jahres-
ende 2004 etwa 20.000 kWh Wärme 
sowie 15.000 kWh Strom.

Bedingt durch die Funktion als Reprä-

sentanz Nordrhein-Westfalens beim 
Bund ist die Landesvertretung län-
ger als die für Bürogebäude üblichen
Arbeitszeiten (8:00 – 18:00) in Be-
trieb. Das ganze Jahr über werden 
Veranstaltungen durchgeführt, die 

einen erhöhten Energieverbrauch 
bis in die Abend- und Nachtstunden 
verursachen können (siehe Lastprofi -
le). Eine energetische Bewertung der 
Landesvertretung muss diese Sonder-
nutzung berücksichtigen.

Stromverbrauch der 

Landesvertretung 

NRW in 2003

Wochenlastprofil der 

Landesvertretung 

NRW

Tageslastprofil der 

Landesvertretung 

NRW
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Im Eingangsbereich 

der Landesvertre-

tung befindet sich 

eine Anzeige, welche 

über die momen-

tane Leistung und 

die schon erzeugte 

Energie des BHKW 

informiert. Aktuelle 

Informationen er-

hält man im Internet 

auf www.synap.de

unter PROJECTS 

(Abbildung Stand 

10.12.2004).
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Gebäudetyp und -nutzung 
Polizeidienststelle

 (24h-Betrieb)

Umgesetzte Maßnahmen zur 
Energieeinsparung:  

Gebäude   
Wärmedämmung nach 

Passivhausstandard
Betonkernaktivierung

Technische Ausstattung  
Gebäudeautomation

Quelllüftung
Wärmerückgewinnung

Erdkältenutzung
aktiver Sonnenschutz

Baupolitische Ziele
Fördervolumen 150.000 €

Neubau der Polizeiinspektion 1 Aachen

Entsprechend den Anforderungen 
der Ressourcenschonung und des 
Umweltschutzes setzt sich auch 
beim Neubau von Bürogebäuden der 
Niedrigenergiestandard immer mehr 
durch. Dabei muss schon bei der 
Gebäudeplanung nicht nur auf einen 
ausreichenden Wärmeschutz  geach-
tet, sondern auch eine sorgfältige Ab-

stimmung der Gebäudetechnik sowie 
eine leistungsfähige Gebäudeautoma-
tion berücksichtigt werden. Am Bei-
spiel des Neubaus der Polizeiinspek-
tion 1 in Aachen zeigt sich, wie man 
mit dem gezielten Einsatz moder-
ner Technik den Energiebedarf von 
Funktionsgebäuden begrenzen und 
gleichzeitig angenehme Arbeitsbe-

dingungen schaffen kann. Das Neu-
bauprojekt umfasst zwei Gebäude, 
die Polizeihauptwache und das Poli-
zeikommissariat und wird im Rahmen 
der Umsetzung der baupolitischen 
Ziele mit 150.000 € durch das Land 
NRW gefördert. Die zunächst errich-
tete Wache wurde im Januar 2005 der 
Aachener Polizei übergeben.
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Heizen und Kühlen
Die Temperierung der Räume er-
folgt über eine Betonkernaktivierung 
(BKT). Diese fungiert sowohl als 
Heizung im Winter als auch zur Küh-
lung in der warmen Jahreszeit. In den 
Betondecken verlegte Kunststoffroh-
re verteilen die Energie im Gebäu-
de. Dabei wird die Eigenschaft der 
Geschossdecken ausgenutzt, welche 
als Heiz- bzw. Kühlfl ächen und als 
Speichermasse wirken. Somit werden 

tageszeitliche Lastspitzen gedämpft 
und das Lastprofi l geglättet. Die 
Wärmeübertragung durch Strahlung, 
welche für Flächenheizungen cha-
rakteristisch ist, wird vom Menschen 
als sehr angenehm empfunden. Die 
Vorlauftemperatur der Heizung kann 
mit max. 25 °C sehr gering gewählt 
werden. Entsprechend ermöglicht die 
BKT die Kühlung mit relativ hohen 
Vorlauftemperaturen um 18 °C. Das 
begünstigt die Effi zienz der Anlage, 

da Heizung und Kältemaschine in 
günstigen Arbeitspunkten mit hohen 
Wirkungsgraden arbeiten können. 
Durch den erstmaligen Einsatz die-
ser Technik in Landesbauten können 
praktische Betriebserfahrungen bei 
Sommer- und Winterbetrieb gesam-
melt werden. Dabei wird auch das 
Langzeitverhalten der BKT von be-
sonderem Interesse sein.

Zudem erlaubt die BKT den Einsatz 
regenerativer Energien, z. B. Erdwär-
me oder -kälte. Eine entsprechende 
Anwendung zur Gebäudekühlung ist 
in der Wache integriert. Das Gebäude 
ist wegen mangelhafter Tragfähigkeit 
des Baugrundes mit einer so genann-
ten Pfahlgründung versehen. Diese 

besteht aus 10 Betonpfählen mit ei-
nem Durchmesser von 80 cm, die bis 
zu 6 m tief im Erdboden versenkt sind. 
In den Betonpfeilern sind Kunststoff-
leitungen eingebettet, welche mit den 
Kühlfl ächen in den Geschossdecken 
verbunden sind. Die von der Erde 
umschlossenen Betonpfeiler dienen 

somit der Stabilisierung des Gebäu-
des und als Wärmetauscher. Über 
dieses System kann im Sommer über-
schüssige Wärme aus dem Gebäude 
in das Erdreich abgeführt werden. 
Zusätzlich sichert eine konventionel-
le Kälteanlage die Kühlung während 
länger andauernden Hitzeperioden. 

Verlegen der 

Leitungen zur 

Kernaktivierung 

vor dem Gießen der 

Betondecken 

Zur Erdkältenutzung 

aufgerüsteter Grün-

dungspfahl
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Wärmeschutz
Als Vorraussetzung für ein derartiges 
Heiz- und Kühlsystem wird eine hoch-
wertige Wärmedämmung installiert, 
da extreme Lasten und kurzfristige 
Temperaturschwankungen, aufgrund 
der verwendeten Vorlauftemperatu-
ren und der Trägheit des Systems, 
nicht zu kompensieren sind. Dieses 
erfordert, wegen der notwendigen 
Dichtheit der Außenhülle, weiterhin 
ein durchdachtes Lüftungskonzept.

Lüftung
In der Polizeiinspektion wurde daher 
eine Lüftungsanlage nach dem Prin-
zip der Quelllüftung installiert. Diese 
versorgt das Gebäude mit einem im-
pulsarmen Zustrom von Frischluft. 
Die Luft wird vorkonditioniert und 
strömt mit einem geringen Tempera-

turunterschied zur Raumtemperatur 
in diesen ein. Durch das langsame 
Einströmen bildet sich ein Frischluft-
see über dem Fußboden. Aufgrund 
physikalischer Eigenschaften steigt 
die Frischluft an wärmeren Flächen, 
Menschen und Geräten auf. Die Ver-
brauchte Luft wird verdrängt und an 
der Geschossdecke abgesaugt. Auf 
diese Weise wird ein ausreichender 
Luftwechsel ermöglicht und eine 
hohe Luftqualität gewährleistet. Die 
Anlage ist mit einer Wärmerückge-
winnung ausgerüstet, die etwa 70 % 
der Abluftwärme zur Vortemperie-
rung der Zuluft nutzt. Aufgrund der 
niedrigen Luftgeschwindigkeiten ent-
stehen keine Geräusche im Verteiler-
netz und unangenehme Zugluft wird 
vermieden. 

Prinzipskizze Quell-

lüftung
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Sonnenschutz
Ein vollautomatischer Sonnenschutz 
rundet das Gebäudekonzept ab. Die 
zentrale Steuerung kann in jedem 
Raum manuell nach individuellen 
Bedürfnissen angepasst werden. Au-
ßerdem können die Fenster der Büro-
räume bei Bedarf geöffnet werden. 
Entsprechende Möglichkeiten zur 
individuellen Beeinfl ussung des Ar-
beitsplatzklimas erhöhen das Wohlbe-
fi nden der Mitarbeiter, müssen jedoch 
der Witterung angepasst sein.

Fazit
Durch die frühzeitige konstrukti-
ve Zusammenarbeit der beteiligten 
Fachplaner wurde ein Gebäudekon-

zept entwickelt, das die Vorgabe zur 
Senkung der Energie- und somit der 
Betriebskosten konsequent verfolgt. 
Dabei zeigt sich, dass erst das abge-
stimmte Zusammenwirken einzelner 
Maßnahmen dem Ziel der Optimie-
rung gerecht wird. 
 
Ein Vergleich der Kennwerte zeigt, 
dass das neue Gebäude der Polizei-
inspektion 85 % weniger Heizenergie 
pro Quadratmeter Hauptnutzfl äche 
verbraucht als das alte. Betrachtet man 
alle Polizeidienststellen von NRW so 
liegt der Heizwärmebedarf bei 30 % 
des mittleren Verbrauchskennwertes 
der Heizenergie in 2003. 
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Entwicklung und Ergebnisse der Stromausschreibungen des Landes NRW

Das Land Nordrhein-Westfalen be-
zieht zur Energieversorgung seiner 
Liegenschaften etwa eine Milliar-
de kWh Strom. Dies entspricht der 
Energiebereitstellung eines mittleren 
Energieversorgungsunternehmens. 
Die Bezugsmengen verteilen sich 
auf Kleinstabnahmestellen bis hin zu 
großen Verbrauchsmengen einzelner 
Hochschulen und Universitätsklini-
ken, die mit dem Bedarf  von Indus-
trieunternehmen vergleichbar sind. 

Bis zur Liberalisierung des Strom-
marktes wurden die Energieliefe-
rungen in mehreren Tausend Ein-
zelverträgen geregelt. Im Zuge der 
Marktöffnung konnte das Land NRW 
durch schnelles und abgestimmtes 
Handeln in erheblichem Umfang von 
der Preisentwicklung profi tieren. Bis 
Ende 2002 hat das damalige LB Aa-
chen Verhandlungen für alle Dienst-
stellen und Einrichtungen des Landes 
NRW einschließlich Hochschulen 
und Universitätskliniken geführt und 
zunächst ca. 100 Rahmenverträge für 
Strom, Gas und Fernwärme mit den 
Energieversorgungsunternehmen in 
NRW vereinbart und betreut. 

Erster europaweiter Wettbe-
werb für den Strombezug des 
Landes
Nachdem zahlreiche Stromversor-
gungsunternehmen erhebliche Preis-
steigerungen angekündigt hatten, 
wurde der Strombezug ab dem Jahr 
2003 erstmalig einem europaweiten 
Wettbewerb unterstellt. Das gebün-
delte Ausschreibungsvolumen betrug 
einschließlich der Lieferungen für 
einzelne Hochschulen und Universi-
tätskliniken insgesamt ca. 910 Mio. 
kWh/a und umfasste 8.000 Lieferstel-
len, davon etwa 5.000 kleine Entnah-
mestellen des Landesbetriebs Stra-
ßenbau. Das Ausschreibungsvolumen 
wurde in fünf Lose aufgeteilt. Dabei 
handelt es sich um vier Flächenlose, 
die in Anlehnung an die Regierungs-
bezirke und unter Berücksichtigung 
bestehender Versorgungsnetzgebiete 
gebildet wurden. 

Die Ausschreibungsergebnisse für 
die Jahre 2003/2004 lagen im Lan-
desdurchschnitt brutto 10,7 % über 
dem Preisniveau des Jahres 2002. 
Dabei konnten die Nettopreise ohne 
zusätzliche Anteile für Steuern und 

Abgaben bzw. Anteile aus dem EEG / 
KWK-G nahezu auf dem Niveau des 
Jahres 2000 gehalten werden. Durch 
die Bündelung der Liefermengen 
sowie die einheitliche Vertragsge-
staltung erzielte das Land erhebliche 
Synergieeffekte im Vertragsmanage-
ment. Insgesamt wurden drei Versor-
gungsunternehmen mit der Stromver-
sorgung beauftragt.

Infolge der Kündigung der Liefer-
verträge durch die Stromversor-
gungsunternehmen zum Jahresende 
2004 mussten die Stromlieferungen 
ab 2005 erneut dem Wettbewerb 
unterstellt werden. In zwei getrenn-
ten Ausschreibungen wurden die 
Stromlieferanten für die Hochschu-
len/Universitätskliniken und die vom 
Bau- und Liegenschaftsbetriebs NRW 
(BLB NRW) betriebenen Landes-
liegenschaften ermittelt. Hierdurch 
wurden günstigere Ausschreibungs-
ergebnisse vor allem für die größeren 
Verbraucher erwartet. Die verkehrs-
technischen Anlagen des Landesbe-
triebes Straßenbau wurden in einem 
eigenen Verfahren vergeben.

Entwicklung der 

durchschnittlichen 

Strompreisanteile 

der Landesbauten 

NRW 
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Aktuelle Strom-

bezugskosten und 

deren Kostenanteile 

nach Ausschreibung 

für die Landesbauten 

NRW 

Landesliegenschaften des 
BLB NRW
Der ausgeschriebene Strombedarf 
der Landeseinrichtungen ohne Hoch-
schulen und Unikliniken umfasst 323 
Mio. kWh/a für 2900 Abnahmestel-
len. Lieferzeitraum ist das Jahr 2005. 
Die Ausschreibung wurde vom  BLB 
NRW durchgeführt. Die Losauftei-
lung orientiert sich mit zwölf Gebiets-
losen an der Niederlassungsstruktur 
des BLB NRW. In drei weiteren Lo-
sen sind jeweils  Abnahmestellen des 
Landesbetriebs Straßenbau, sowie 
der Landwirtschaftskammer NRW 
gebündelt. 

Mit der Stromversorgung der 15 Lose 
wurden insgesamt fünf Versorgungs-
unternehmen beauftragt. Im Ergebnis 
beträgt die vom BLB NRW ermittelte 
Kostensteigerung  2005 brutto  21,1 % 
gegenüber dem Niveau 2003/2004. 
Als wesentliche Ursachen wurden die 
gestiegenen Kosten im Stromhandel 
sowie Steuern und Abgaben genannt. 

Hochschulen und Universi-
tätskliniken
Die Ausschreibung der Hochschu-
len umfasst für den Lieferzeitraum 
2005/2006 insgesamt 614 Mio. kWh 
pro Jahr für etwa 640 Abnahmestel-
len. Die Losaufteilung orientiert sich 
an den Erfordernissen der beteiligten 
Einrichtungen. Für große Bezugs-
mengen einzelner Hochschulen und 
Universitätskliniken wurde jeweils 
ein eigenes Los gebildet. Neben den 

Hochschulen und Universitätsklini-
ken haben auch einige Studentenwer-
ke an der Ausschreibung teilgenom-
men. 

Die Stromversorgung der 16 Lose 
teilen sich insgesamt 12 Versorgungs-
unternehmen, wobei die in Einzellose 
erfassten großen Abnahmestellen ein-
zelner Hochschulen und Universitäts-
kliniken ganz überwiegend jeweils 
durch den örtlichen Versorger belie-
fert werden. Lediglich drei der 12 
Unternehmen versorgen auch die Flä-
chenlose der BLB - Ausschreibung. 
Ein kleineres Gebietslos wurde von 
einem Spezialanbieter für Ökostrom 
gewonnen. Über alle Lose beträgt  
der Preisanstieg für die  Hochschu-
len durchschnittlich 18,1 %. Als we-
sentliche Ursachen hierfür wurden 
ebenfalls die gestiegenen Kosten im 
Stromhandel sowie Steuern und Ab-
gaben genannt.

Gesamtentwicklung
Die Mehrkosten für den Landeshaus-
halt ab dem Jahr 2005 betragen nach 
den beiden Ausschreibungen insge-
samt etwa 20 Millionen Euro jährlich 
(einschließlich Universitätskliniken). 
Bei der Bewertung der Strompreis-
entwicklung ist zu berücksichtigen, 
dass nur die Stromerzeugung dem 
Wettbewerb unterliegt (siehe linke  
Abbildung). 

Die wesentlichen Ursachen von Preis-
steigerungen waren die im Jahr 1999 

eingeführte und bis 2003 angestiegene 
Stromsteuer sowie die seit dem Jahr 
2000 im EEG bzw. KWK-G geregelte 
Förderung der Erneuerbaren Energi-
en bzw. der Kraft-Wärme-Kopplung. 
Die damit verbundenen Kosten wer-
den von den Stromversorgungsunter-
nehmen auf die Verbraucher umge-
legt. Die aktuellen Anteile sind in der 
oberen  Abbildung dargestellt.

Der Stromhandel war seit Beginn der 
Liberalisierung bis zum Jahr 2000 
durch zusätzliche Marktteilnehmer 
und durch hohe Wettbewerbsaktivi-
täten gekennzeichnet. Diese Entwick-
lung ist seither stark rückläufi g. Zwi-
schen 2000 und 2003 waren an den 
Großhandelsmärkten Preissteigerun-
gen von 50 % feststellbar, bis 2006 
werden weitere 30% Steigerungen 
erwartet. Durch eine starke Konzen-
tration bei der Stromerzeugung fehlt 
es hier zunehmend an einer offenen 
Wettbewerbssituation. 

Vor diesem Hintergrund sind die ak-
tuellen Ausschreibungsergebnisse 
sowohl der Hochschulen als auch des 
BLB NRW in der Summe als günstig 
zu bewerten. Die Bildung von insge-
samt 31 Losen förderte die Beteili-
gung des Mittelstandes. 14 verschie-
dene Stromversorgungsunternehmen 
wurden beauftragt, davon 11 Stadt-
werke bzw. Stadtwerkeverbünde so-
wie drei Handelsunternehmen.
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Ausblick

In Landesbauten werden Energiever-
brauch und Kosten wesentlich vom 
Verhalten der Betreiber und insbeson-
dere der Nutzer beeinfl usst. Diese Ein-
sparpotenziale gilt es zu erschließen, 
positiv zu beeinfl ussen und langfristig 
zu sichern, damit die Umwelt nach-
haltig entlastet wird und die Energie-
kosten des Landes reduziert werden. 
Das MSWKS hat mit seinem Runder-
lass vom 19. September 2003 – Hin-
weise für das energiesparende Betrei-
ben und Nutzen von Gebäuden des 
Landes NRW – Energiesparhinweise 
NRW – die wichtigsten Verhaltens-
regeln für eine effi ziente, energiespa-
rende und umweltschonende Nutzung 
der Gebäude konkretisiert und für ein 
jährliches energetisches Benchmar-
king die kontinuierliche Erfassung 
der Energiedaten aller Dienststellen 
des Landes festgeschrieben. 

Am 8. März 2005 hat der Minister für 
Städtebau und Wohnen, Kultur und 
Sport gemeinsam mit dem BLB NRW 
die derzeit vordringlichsten BLB-
Maßnahmen in Zielvereinbarungen 
zum Thema Energieeffi zienz gebün-
delt. Im Einzelnen wurden folgende 
vier Kernziele vereinbart:

1. Künftig erstellt der BLB NRW 
bei allen großen Neubaumaß-
nahmen (auch bei GU-Ver-
fahren) Energieprognosen im 
Rahmen der Nutzungskos-
tenanalyse und bewertet die 
integrale Planung von Gebäu-
deentwürfen nach VDI 2067. 
Er wird den Mietern Angebote 
über das wirtschaftliche Opti-
mum aus Kaltmiete, Energie- 
und Betriebskosten vorlegen.

 2. Im Gebäudebestand wird der 
BLB im laufenden Jahr für 
energierelevante Liegenschaf-
ten Energiekonzepte erstellen. 
Dabei werden investive und 
betriebliche Maßnahmen be-
wertet, die geeignet sind, Ver-
bräuche zu reduzieren, Kosten 
zu senken und die Umwelt zu 
entlasten. Abgeleitet aus die-
sen Energiekonzepten wird 
der BLB den Mietern ein An-
gebot über die Durchführung 
von energierelevanten Bau-
maßnahmen unterbreiten. Die 
Durchführung dieser Maß-
nahmen erfolgt nach Beauf-
tragung und soll z. B. durch 
Contracting-Vereinbarung der 
Anpassen der Kaltmiete fi nan-
ziert werden. Grundlage der 
Refi nanzierung sollen die ein-
gesparten Energiekosten sein. 

3. Der BLB entwickelt im Jahr 2005 
in Abstimmung mit MSWKS und 
wenigstens einem Mieter und 
Ressort ein neues Vertragsmuster 
mit integriertem Anreizsystem 
und erprobt dies bei einem 
Pilotprojekt. Bei erfolgreicher 
Erprobung wird das Modell auf 
weitere Mietverträge übertragen.

4. In 2005 soll die Wärmever-
sorgung von mindestens fünf 
Landesliegenschaften nach 
Zustimmung der Mieter auf 
Holzfeuerungsanlagen umge-
stellt werden. Die Fachhoch-
schule Köln, Abt. Gummers-
bach, wird durch ein Holz-
hackschnitzel-Kraftwerk ver-
sorgt.

Mit den vier Kernzielen entspricht der 
BLB der Vorgabe, in seiner betrieb-
lichen Tätigkeit auch die baupoliti-

schen Ziele des Landes zu beachten. 
Dies betrifft u.a. die Verpfl ichtung 
zum nachhaltigen Wirtschaften und 
zum umweltschonenden und energie-
sparenden Bauen. Zugleich werden 
die globalen Ziele des Klimaschutz-
konzeptes zur Emissionsminderung 
für Nordrhein-Westfalen unterstützt. 
Es wird eine Verbesserung der
Energieeffi zienz der Landesbauten 
bei Neubauten und im Gebäudebe-
stand ohne zusätzliche fi nanzielle 
Belastungen angestrebt. Durch die 
Entwicklung geeigneter Anreizsys-
teme soll die Nutzung von Einspar-
potenzialen nach Möglichkeit sogar 
belohnt werden.

Der vollständige Text der Zielver-
einbarungen zwischen der Länderre-
gierung und dem BLB vom 08. März 
2005 ist im Anhang dieses Berichts 
enthalten.
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Zielvereinbarungen

Zielvereinbarungen zwischen der 
Landesregierung Nordrhein-West-
falen, vertreten durch den Minister 
für Städtebau und Wohnen, Kultur 
und Sport NRW und dem Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb NRW, vertre-
ten durch die Geschäftsführung,
vom 08. März 2005

Im Klimaschutzkonzept NRW ist auf 
Beschluss der Landesregierung vom 
07. November 2000 das globale Ziel 
der Emissionsminderung für Nord-
rhein-Westfalen umgesetzt worden. 
Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
des Landes NRW hat sich im Mai 
2001 beim Bündnis für Klimaschutz 
für die Landesbauten das Ziel gesetzt, 
die durch Heizenergie verursachten 
CO2-Emissionen der Landesliegen-
schaften auf Basis des Jahres 2000 
innerhalb von 5 Jahren über das Kli-
maschutzkonzept NRW hinaus um 
weitere 10 % zu senken. 

Der BLB hat in seiner Umwelterklä-
rung den bewussten Umgang mit der 
Umwelt und deren Schutz als strategi-
sches Unternehmensziel festgeschrie-
ben. Mit der Einführung eines inte-
grierten Managementsystems nach 
ISO 9001 für Qualität, ISO 14001 für 
Umweltmanagement und EMAS wird 
die Ernsthaftigkeit deutlich, dieses 
strategische Ziel zu erreichen.

Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
NRW hat als Sondervermögen des 
Landes gemäß § 2 Abs. 1 BLBG seine 
Grundstücke nach kaufmännischen 
Gesichtspunkten zu bewirtschaften. 
Nach der Entschließung des Land-
tags vom 06. Dezember 2000 hat der 
BLB in seiner betrieblichen Tätigkeit 
auch die baupolitischen Ziele des 
Landes zu beachten. Dies betrifft u.a. 
die Verpfl ichtung zum nachhaltigen 
Wirtschaften und zum umweltscho-
nenden und energiesparenden Bauen. 
Hierdurch entstehende Mehrkosten 
müssen durch entsprechende Ver-
einbarung mit den Mietern (Ressorts 
der Landesregierung) oder durch Zu-
schüsse refi nanziert werden können.

Die Umsetzung der Klimaschutz-
maßnahmen soll durch Zielvereinba-
rungen des BLB mit dem MSWKS 
konkretisiert werden. Dabei wird ein 
Basiskonzept mit den wirksamsten 
Kernmaßnahmen zur Verbesserung 
der Energieeffi zienz der Landesbau-
ten angestrebt. Die Maßnahmen des 
BLB müssen wirtschaftlich tragbar 
sein. Zugleich wird die Eigenverant-
wortlichkeit des BLB als Vermieter 
und Betreiber der Landesliegenschaf-
ten betont.

1. Energieoptimierung bei 
Neubauten

 Der BLB wird bei Investitionsent-
scheidungen über Neubauten den 
künftigen Energieverbrauch und 
die Betriebskosten in die Gesamt-
betrachtung einfl ießen lassen. Bei 
Architektenwettbewerben hat der 
BLB bereits in Vorbild gebender 
Weise Energieprognosen über den 
Nutzungszyklus des Gebäudes 
durchgeführt. Preisgerichte haben 
die Ergebnisse bei ihrer Entschei-
dungsfi ndung berücksichtigt. 

 Ziel: Der BLB erstellt bei allen 
großen Neubaumaßnahmen (auch 
bei GU-Verfahren) Energieprog-
nosen im Rahmen der Nutzungs-
kostenanalyse und bewertet die 
integrale Planung von Gebäu-
deentwürfen nach VDI 2067. Er 
wird den Mietern Angebote über 
das wirtschaftliche Optimum aus 
Kaltmiete, Energie- und Betriebs-
kosten vorlegen.

 Soweit das MSWKS beteiligt ist, 
wirkt es auf die Ressorts ein, die 
Investitionsentscheidungen unter 
Berücksichtigung des ganzheitli-
chen Ansatzes zu treffen. 

2. Energieoptimierung im 
Bestand

 Die Energie- und Kostendaten 
aller Landesbauten werden seit 
1981 in der Betriebsdatei des ILS 
für das Land NRW dokumentiert. 
Die jährlichen Auswertungen ge-

ben einen Überblick über aktuel-
le Entwicklungen und mögliche 
Einsparpotenziale für Heizener-
gie, Strom und Wasser und wer-
den allen beteiligten Dienststellen 
durch das ILS zugeleitet. 

 Der BLB wird die Energiever-
bräuche seiner Liegenschaften 
erfassen und die Daten auswerten, 
um ein gezieltes Benchmarking 
durchzuführen. 

 Der BLB baut zur Unterstützung 
seines technischen Gebäudema-
nagements die Gebäudeleittech-
nik in den vom BLB betriebenen 
Landesliegenschaften aus. Dazu 
gehört der mittelfristige Aufbau 
eines landesweiten einheitlichen 
Gebäudeleitsystems. In einem Pi-
lotprojekt, das alle Liegenschaf-
ten im Niederlassungsbereich 
Krefeld umfasst, wird in 2005 die 
Umsetzung dieses Leitsystems 
erprobt, und im Anschluss eine 
umfassende Kosten-Nutzen-Be-
wertung durchgeführt. Die Ergeb-
nisse dieser Bewertung werden in 
die Umsetzungsplanung für eine 
landesweite Realisierung einer 
Gebäudeleittechnikstrategie auf-
genommen. 

 Ziel: Der BLB wird 2005 für zehn 
ausgewählte energierelevante 
Liegenschaften Energiekonzepte 
erstellen. Dabei werden investi-
ve und betriebliche Maßnahmen 
bewertet, die geeignet sind, Ver-
bräuche zu reduzieren, Kosten 
zu senken und die Umwelt zu 
entlasten. Abgeleitet aus diesen 
Energiekonzepten wird der BLB 
den Ressorts (Mietern) ein An-
gebot über die Durchführung von
energierelevanten Baumaßnah-
men unterbreiten. Die Durchfüh-
rung dieser Maßnahmen erfolgt 
nach Beauftragung und soll z. B. 
durch Contracting-Vereinbarung 
oder Anpassen der Kaltmiete fi -
nanziert werden.
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 Bei entsprechender Nachfrage der 
Baumaßnahmen durch die Res-
sorts wird der BLB in den Folge-
jahren für weitere Liegenschaften 
Energiekonzepte erstellen und 
Angebote über energetische Sa-
nierungen unterbreiten.

 Das MSWKS unterstützt den 
BLB bei der Auswahl geeigneter 
Liegenschaften und dem Ziel, die 
Ressorts für die Umsetzung der 
wirtschaftlichen Maßnahmen zu 
gewinnen.

3. Anreizsysteme
 Der BLB untersucht gemeinsam 

mit dem Wuppertal-Institut im 
Rahmen einer europäischen Stu-
die Verfahren, Grundlagen und 
Voraussetzungen für die Durch-
führung von Contracting-Maß-
nahmen.

 Zusätzlich will der BLB innova-
tive Verfahren für die Gestaltung 
der Mietverträge entwickeln. 
Dabei sollen die Investitionsbe-
lastungen des BLB und die Ein-
sparmöglichkeiten bei den Be-
triebskosten der Mieter in eine 
ausgewogene, für beide Seiten 
wirtschaftlich vorteilhafte Bezie-
hung gebracht werden. Das beste-
hende Kaltmietsystem bietet für 
den BLB keine zusätzlichen An-
reize, besondere Energiesparmaß-
nahmen zu realisieren. Anderer-
seits entstehen den Mietern nicht 
genügend verwertbare Vorteile 
bei umwelt- und kostenbewuss-
tem Umgang mit Energie. Ein 
für beide Seiten vorteilhafteres 
Verfahren soll durch praktische 
Erprobung in geeigneten Liegen-
schaften in Abstimmung mit den 
zuständigen Ressorts und Nutzern 
gefunden werden.

 Ziel: Der BLB entwickelt in Ab-
stimmung mit MSWKS und we-
nigstens einem Mieter und Res-
sort ein neues Vertragsmuster mit 
integriertem Anreizsystem. Dafür 
kann z. B. ein Wärmelieferung-

scontracting in Frage kommen. 
Der Abschluss wird im Jahr 2005 
für ein Pilotprojekt angestrebt. 
Bei erfolgreicher Erprobung wird 
das Modell auf weitere Mietver-
träge übertragen.

4. Nutzung innovativer Tech-
niken und erneuerbarer 
Energien

 Durch die Errichtung von 138 
Fotovoltaikanlagen, 77 landesei-
genen Solarthermieanlagen, 20 
BHKW und Einzelanlagen wie 
Windenergieanlagen, Brennstoff-
zelle und Mikrogasturbine hat 
das Land die bestehenden Mög-
lichkeiten der REN-Förderung 
weitgehend ausgeschöpft. Er-
weiterungen sind hier nur noch 
in Sonderfällen im Rahmen ver-
fügbarer Haushaltsmittel mög-
lich. Zur weiteren Umsetzung der 
baupolitischen Ziele des Landes 
wird der BLB Möglichkeiten zur 
Nutzung von Förderprogrammen 
berücksichtigen. Dabei soll vor 
allem der Einsatz erneuerbarer 
Energien durch Biomassenutzung 
gefördert werden. Das MSWKS 
wird darauf hinwirken, neue För-
derrichtlinien für den BLB nutz-
bar zu machen und auch künftig 
Finanzierungen zur Nutzung re-
generativer Energie in den Lan-
desbauten einzuwerben.

 Ziel: In 2005 soll die Wärme-
versorgung von mindestens fünf 
Landesliegenschaften nach Zu-
stimmung der Mieter auf Holz-
feuerungsanlagen umgestellt wer-
den. Die Fachhochschule Köln, 
Abt. Gummersbach, wird durch 
ein Holzhackschnitzel-Kraftwerk 
versorgt.

5. Sonstiges
 Wegen der weit reichenden Aus-

wirkungen der Maßnahmen fi nden 
in halbjährlichem Abstand Ge-
spräche zwischen dem MSWKS 
und dem Bau- und Liegenschafts-
betrieb auf Ebene der Abteilungs-
leitung bzw. Geschäftsführung 
statt.
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B. Schälte (Titelfoto, Seite 4)

BLB NRW (Seite 40, 49)

Prof. Dr. Schneider und Co. GmbH (Seite 42, 43)

ILS NRW (Seite 48, 50, 53)

Hahn Helten Architekten (Seite 54)

Ingenieurbüro INCO (Seite 55)

Alle anderen Abbildungen: ILS NRW

Fotonachweis
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